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Kamerapflicht für
die Studierenden
Dozierende derUni Basel wollen die Zuhörerinnen undZuhörer bei
denVorlesungen sehen. Daswirft datenschutzrechtliche Fragen auf.

Leif Simonsen

EinigeDozentenhabenvomdi-
gitalenUnterricht dieNasevoll.
«Wenn ichmomentaneineVor-
lesunghalte, dannsinddiemeis-
tenKamerasausgeschaltet.Und
wenn ich die Studierenden mal
aufrufe, sich zu zeigen, schalten
vielleicht drei von fünfzig die
Kamera ein», sagt ein Dozent.
Viele Lehrbeauftragte haben
genug vom Gefühl, in einen
schwarzenBildschirmhineinzu-
dozieren. Nun hat die Uni-Re-
genz beschlossen, dass sie die
Studierenden auffordern kön-
nen, dieKamera einzuschalten.
Dies, weil die «aktive Beteili-
gungBedingung zurTeilnahme
an interaktivenVeranstaltungen
ist und als Teil eines Leistungs-
nachweises Voraussetzung für
eineBewertung seinkann»,wie
demProtokoll entnommenwer-
den kann. Letztlich geht es also
auch um Kontrolle: Gerade bei
Vorlesungen, in denen die Stu-
dierenden alleine durch ihre
digitale Anwesenheit zu ihren
Credit Points kommen, sind
neueSchlupflöcher entstanden.
Der Uni-Sprecher Matthias
Geering sagt, dieKamerapflicht
sei nur zur Begrüssungsrunde
vorgesehen; danachdürftendie
Studierenden die Kamera wie-
der ausschalten.

Die Regenz kommt zum
Schluss, dass es auch bei den
Vorlesungen sinnvoll sein kön-
ne, bei denZoom-Veranstaltun-

gen die Kamera einzuschalten.
VerpflichtenwerdemandieStu-
dierenden allerdings nicht. Ob
dieKamerabeidenVorlesungen
eingeschaltet seinmuss, müsse
zwischenDozierendenundStu-
denten verhandelt werden.

Änderung inderStudien-
ordnungerforderlich
Einige Studierende bekunden
mit den neuen Bestimmungen
Mühe.DieStudentischeKörper-
schaft der Uni Basel (Skuba)
wirdnächstenMontageineMe-
dienmitteilung verschicken, in
der aufdieKamerapflicht sowie
dieRegistrierungspflicht einge-
gangenwird, welche in der Stu-
dienordnung verankert werden
soll. Fortanmüssen sichdie Stu-

dierendenmit Legi und korrek-
temNamenbei denOnline-Ver-
anstaltungen anmelden: Da-
für braucht es gar eine Ände-
rung der Studienordnung, weil
es nachDatenschutzgesetz eine
«entsprechende Grundlage»
benötige, wie es im Protokoll
heisst. Inhaltlich will Skuba-
Chefin Mélanie Schmutz noch
nicht Stellung beziehen. Man
wolle zuerst das Rektorat ins
Bild setzen.

Auch inderArbeitswelt
tauchenFragenauf
Die Bedenken dürften daten-
schutzrechtlicher Natur sein.
Manch ein Student will nicht,
dass man bei ihm in die WG
sieht underkennt,wieunaufge-
räumtdasWohnzimmer ist oder
dass die Poster seiner Teenie-
Idole immer noch an seiner
Wandhängen.Tatsächlichwirft
dieKamerapflicht indendigita-
lenVeranstaltungenFragenauf.
Abgeklärt wurden diese vom
BaslerDatenschutzbeauftragten
Beat Rudin: Er, der an der Uni
Basel Datenschutzrecht lehrt,
hält die neue Verordnung vor
allem aus einem Grund für un-
bedenklich – die Studierenden
hätten die Möglichkeit, auf
ZoomdasHintergrundbild aus-
zutauschen. Statt der unaufge-
räumtenWohngemeinschaft sei
dann beispielsweise ein Strand
am Mittelmeer oder ein See in
Kanada zu sehen. Diese Mög-
lichkeit hätten mehrere Studie-

rendegewählt, als imvergange-
nen Sommer die Prüfungen ab-
genommenwurden.

Anzunehmen ist gleichwohl,
dass die Datenschützer ange-
sichts der Homeoffice-Bestim-
mungen mehr zu tun bekom-
men. Auch in der Arbeitswelt
wünschen sichdieVorgesetzten

vermehrt, dassbei dendigitalen
Sitzungen die Kamera einge-
schaltetwird.BeimVerbandAn-
gestellte Schweiz heisst es, dies
würde mehrheitlich pragma-
tisch gehandhabt. Es gebe aber
auchArbeitgeber, die ihreKom-
petenzen überschritten. Ange-
stellte-Schweiz-SprecherHans-

jörg Schmid berichtet beispiels-
weise voneinemArbeitnehmer,
der gezwungen wurde, die Ka-
mera den ganzen Arbeitstag
laufen zu lassen. Das sei nicht
erlaubt. Die neuen «Über-
wachungs»-Regeln an der Uni
Basel hingegen dürften geset-
zeskonform sein.

Sehen und gesehen werden: Die Kamerapflicht bei den Vorlesungen gefällt nicht allen. Bild: Imago Images

«Nachder
Begrüssungs-
rundedarfdie
Kamerawieder
ausgeschaltet
werden.»

MatthiasGeering
Sprecher Uni Basel

Eiskalt erwischt
Eigentlichwollte die Polizei vor allemHandy-Sünder amSteuer
jagen.Wegen desWintereinbruchs ging es aber vermehrt frostig zu.

MitdenDashcam-Filmchenvon
haarsträubenden Strassenun-
fällen inRussland lassensichdie
Bilder nicht vergleichen. Den-
nochhatdieAargauerKantons-
polizei kürzlichein interessantes
Videoveröffentlicht, indemsich
EisbrockenvonLastwagen lösen
und ausgerechnet dahinter fah-
renden Polizeipatrouillen um
dieOhrenfliegen. Imschlimms-
ten Fall droht den fehlbaren
Chauffeuren eine Verzeigung
und der Führerscheinentzug.
Denn die vorgängige Eisreini-
gung von LKW-Dachflächen ist
indiskutableFahrerpflicht,wird
aber eben oft frühmorgens un-
ter Zeitdruck oder mangels ge-
eigneter Reinigungsgerüste ge-
schwänzt. Nicht weniger als 24
Lastwagen hat die Polizei ver-
gangenenMontagaufderA1aus
dem Verkehr gezogen, die mit
ebensolchen Eisplatten oder
Schnee auf den Dächern die
Autobahnenunsichermachten.

Nicht schlecht gestaunt ha-
ben auch jene Automobilistin-
nenundAutomobilisten, die am
vergangenenSamstagvormittag
zwischen Reinach und Therwil
von der Baselbieter Polizei an-

gehalten und kontrolliert wur-
den. Mehrere von ihnen muss-
tenvorOrt ihreAutodächer vom
Schneebefreien,wie eineLese-
rinderbzberichtet. Zumgenau-
en Ergebnis dieser Strassen-
kontrolle will Polizeisprecher
Adrian Gaugler keine Auskunft
geben. Jedoch bestätigt er, dass
die Polizei bei all ihrenKontrol-
len während der vergange-
nen Schwerpunktwoche «Ab-
lenkung» total über 25000
Fahrzeuge kontrolliert und da-
bei 353 Ordnungsbussen sowie
27 Verzeigungen zuhanden der
Staatsanwaltschaft ausgespro-
chen hat. Jene Fahrerinnen und
Fahrer, die wegen des Winter-
einbruchs mit «Schneemobi-
len»unterwegswaren, konnten
nochvonGlück reden,wenn sie
von der Polizei bloss ermahnt
und dazu angehalten wurden,
den Schnee abzuwischen.

Dabei zieht Gaugler eine klare
Trennlinie zwischen nicht ent-
ferntem Schnee auf dem Auto-
dach undherumfliegendenEis-
brocken:«Bei schneebedeckten
Fahrzeugen entwickeln sich in
denmeistenFällen relativunbe-
denklicheSchneewolken,wenn
sich der Schnee nur vom Fahrt-
wind ablöst. In diesen Fällen
werden in der Regel keine Füh-
rerausweismassnahmenausge-
sprochen.» Werden aber nach-
folgende Fahrzeuge von abfal-
lenden Eisschollen zu abrupten
Ausweichmanöverngezwungen
oder sogar beschädigt, sieht die
Sache für den Verursacher um
einiges gravierender aus.

Ein laut Gaugler ebenso
«klarer Fall von grober Ver-
kehrsregelverletzung liegt vor,
wenn auf der Frontscheibe nur
ein Guckloch enteist oder von
Schnee befreit wurde». Durch
eingeschränkteFahrersicht stei-
gedasUnfallrisiko exponentiell
an.Aufder sicherenSeite fahren
einzig jene, die vor der Abfahrt
ihre Front- und die beiden vor-
deren Seitenscheiben sowie die
Aussenspiegel komplett von
Schnee undEis befreien. (bos)

Häusliche Gewalt: Baselland
warnt vor Schulschliessungen
Coronakrise Während des
Lockdowns im vergangenen
Frühling nahmen in Baselland
wie auch schweizweit Fälle von
häuslicherGewalt zu. Diese Er-
kenntnis stützt die Baselbieter
Regierung in ihrerneupublizier-
tenAntwort auf eine Interpella-
tion von SP-Landrätin Miriam
Locher (Bild). Sie wollte imNo-
vember wissen, was für Beob-
achtungenderKantonwährend
des Lockdowns gemacht und
wie er darauf reagiert hat, um
häuslicher Gewalt bei einem
möglichen zweiten Lockdown
vorzubeugen.

«Genau wie damals ist die
Situation in der Schweiz heute
wieder äusserst besorgniserre-
gendund labil», leitetdieRegie-
rung ihre 13-seitigeAntwort ein.
Ihr Augenmerk richtet sich vor
allem auf besonders gefährdete
Kinder und Jugendliche. Na-
tionale Studien kamen zum
Schluss, dass der erste Lock-
down besonders für Kinder
unter zehnJahrenproblematisch
war,da sieauf sichalleingestellt
kaum den Weg zu einer Bera-
tungsstelle fanden. In der For-
schungwürdensiealsdie«stum-
menOpferdesLockdowns»be-
zeichnet. SchonMitteDezember
verabschiedete die Baselbieter

Regierung deshalb unter ande-
rem die Empfehlung, dass obli-
gatorische Schulen so lange
wiemöglich offengehaltenwer-

densollten.De-
renSchliessung
im Frühling sei
eindeutig die
grösste Belas-
tung für Fami-
lien gewesen.

Zudem sei so ein wichtiges Si-
cherheitsnetzundFrühwarnsys-
temweggefallen.WasdenBasel-
bieter Behörden auch noch auf-
fiel: Während des Lockdowns
gingen Anfragen an Stellen wie
die Opferhilfe beider Basel zu-
rück, nur umdanach enorm an-
zusteigen.Dasdeutetdaraufhin,
dass es den Opfern erst nach
dem Lockdown möglich war,
Hilfe zusuchen. ImHinblickauf
einen möglichen zweiten Lock-
down zeigt sich die Regierung
dennochzuversichtlich,Hilfesu-
chendenunbesserunterstützen
zukönnen.Diesunteranderem,
weil Schutzplätze ausgebaut
wurden, etwa das Frauenhaus
beider Basel mit nun 40 statt
17 Plätzen. Dessen wegen der
Coronakrise geschaffene SOS-
Notunterkunft solle zudem bis
sicher Ende Juni weitergeführt
werden. (mn)

Nicht weniger als24
LKW wurden am Montag
wegen Eis auf dem Dach

von der Polizei angehalten.

Nachrichten
Kommission stützt
höhereHärtefall-Beiträge

Coronakrise Im Eilzugstempo
lieferte die Baselbieter Regie-
rung die Vorlage zur Erhöhung
derKMU-Corona-Härtefall-Hil-
fe 2.0 ab und genauso schnell
empfiehlt die Finanzkommis-
sion diese nun einstimmig dem
Landrat zur Annahme. Bereits
am 28.Januar ist das Geschäft
imParlament traktandiert.Kon-
kret soll die Hilfe um 23,5 Mil-
lionen auf knapp 55 Millionen
Frankenerhöhtwerden.Wegen
zusätzlicherBundesmittel dürf-
tederGesamtbetraggar auf 77,5
Millionen Franken steigen. (bz)

Gewerkschaften lehnen
Schwarzarbeitsgesetz ab

Volksabstimmung DerGewerk-
schaftsbundBaselland lehnt die
revidiertenGesetze zurArbeits-
marktaufsicht und gegen die
Schwarzarbeit ab, über die im
Kanton am 7. März abgestimmt
wird.MitdenneuenRegelnwür-
den unangemeldete Baustellen-
kontrollen eingeschränkt. Mehr
Missbrauch bei Arbeitsbedin-
gungen und kürzere Spiesse des
heimischen Gewerbes gegen-
über ausländischen Firmen sei-
en die Folge. Die Gewerkschaf-
ten gehen damit auf Konfronta-
tion zur SP, die die Gesetze im
Landrat gutgeheissen hat. (haj)
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